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Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund allgemeiner Vorprifung gemanR § 5 Abs. 1i. V. m.
8§ 7 Abs. 1 und 5 UVPG flr das Vorhaben ,Riuckbau Bahnwarterhaus und Wasserturm in
Haldensleben®, Bahn-km 18,705 bis 19,897 der Strecke 6409 Glindenberg - Oebisfelde
in Haldensleben

Bezug: Antrag vom 31.03.2026, Az. V.IW-SO-RS 2026-Ne01

Anlagen: 0

Verfahrensleitende Verfiigung

Fur das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchfihrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Pflicht) besteht.
Begrundung

Diese Feststellung beruht auf 8 5 Abs. 1i. V. m. 8 7 Abs. 1 und 5 Gesetz Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) i. V. m. § 14a Abs. 3 Nr. 3i. V. m.14.8.3 Anlage 1
UVPG.

Das Vorhaben hat den Rickbau des Bahnwarterhauses und Wasserturms in Haldensleben zum
Gegenstand. Das Vorhaben unterfallt dem Anwendungsbereich des UVPG gemal 8 1 Abs. 1 Nr. 1
UVPG, da es in Anlage 1 UVPG aufgefiuhrt ist. Es stellt der Art nach ein Vorhaben nach Nr. 14.8.3

Anlage 1 UVPG dar, denn es betrifft eine sonstige Betriebsanlage von Eisenbahnen.
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Das Eisenbahn-Bundesamt, AulR3enstelle Halle fuhrt fir das Vorhaben ein fachplanungsrechtliches
Zulassungsverfahren nach 8 18 Abs. 1 AEG durch, wenn fir dieses die UVP-Pflicht besteht
gemal § 18 Abs. 1a Satz 1 AEG. Dieses stellt ein verwaltungsbehordliches Verfahren dar, das der
Zulassungsentscheidung dient gemal 88 4 und 2 Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist daher taugliches
Tragerverfahren fur eine mogliche UVP. Daher hat das Eisenbahn-Bundesamt die Feststellung,
dass fur das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder nicht besteht (Feststellung der UVP-Pflicht)
nach den 88 6 bis 14a UVPG zu treffen

Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt vorliegend von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens
das der Zulassungsentscheidung dient gemaf 8§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 UVPG.

Fur das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine allgemeine Vorprifung gemaf § 7
Abs. 1 und 5 UVPG i. V. m. 8§ 14a Abs. 3 Nr. 3i. V. m.14.8.3 Anlage 1 UVPG durchzufuhren.

Bei dem gegenstandlichen Vorhaben handelt es sich um ein Anderungsvorhaben gemaR § 2

Abs. 4 Nr. 2b) UVPG. Es stellt die sonstige Anderung einer sonstigen Betriebsanlage von
Eisenbahnen nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG, die nicht von den anderen Tatbestdnden des 8§ 14a
UVPG erfasst ist dar.

Die allgemeine Vorprufung wird als tGberschléagige Prifung unter Beriicksichtigung der in Anlage 3
UVPG aufgeflihrten Kriterien durchgefihrt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame
Umweltvor-sorge nach Mal3gabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu
bertcksichtigen sind. Vorliegende Ergebnisse vorgelagerter Umweltpriifungen oder anderer
rechtlich vorgeschriebener Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in

die Prufung einzubeziehen.

1 Merkmale des Vorhabens
Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3
UVPG beurteilt.

Das Vorhaben beinhaltet den Rickbau des Bahnwarterhauses und Wasserturms in Haldensleben.
Im Rahmen des Vorhabens wird die Errichtung und der Riickbau temporarer
Baustelleneinrichtungsflachen nétig. Das Vorhaben hat einen Flachenbedarf von insgesamt 925
m2. Das Aushubvolumen betragt 30 m3. Es werden 1.021 m3 Geb&aude und 101 m? versiegelte
Flache zurtickgebaut. Die bauzeitliche Befestigung von Flachen belduft sich auf 72 m2, Es werden
bauzeitlich 72 m2 Vegetation beseitigt. Betriebsbedingt entsteht kein zusatzlicher Verkehrslarm,

der der 16. BImSchV unterfallt und die dort definierten Grenzwerte Uberschreitet. Bauzeitlich
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kdnnen Verbrennungs- und Staubemissionen auftreten. Auf3erdem |ost das Vorhaben Baularm in
nach AVV Baularm schutzwirdiger Umgebung aus. Es fallen 365 t Bauabfélle nach AVV 17 an,
wovon 300 t zu den nicht-gefahrlichen mineralischen Bauabféllen nach AVV 17 05 gehoren.
Weitere vorhabenrelevante Risiken von Storfallen, Unfallen und Katastrophen werden durch das
Vorhaben nicht hervorgerufen. Ebenso sind mit dem Vorhaben keine Risiken flr die menschliche

Gesundheit verbunden.

2 Standort des Vorhabens

Die mdgliche Beeintrachtigung der 6kologischen Empfindlichkeit eines Gebietes wird
insbesondere hinsichtlich der Nutzungs-, Qualitats- und Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG
unter Berlcksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen

Einwirkungsbereich beurteilt.

Im Einwirkungsbereich des Vorhabens finden sich keine besonders geschitzten Gebiete, wie
Wasserschutz-, Heilquellenschutz- oder Uberschwemmungsgebiete bzw. geschiitzte Denkmaéler
oder dergleichen. Die geplanten Rickbaumalnahmen finden auf dem Stadtgebiet von
Haldensleben, in zwei raumlich weiter auseinander liegenden Bereichen statt. Der Wasserturm
befindet sich in unmittelbarer N&he des Bahnhofes der Stadt Haldensleben sowie dem
angegliederten Busbahnhof. Das umliegende Gebiet ist gepragt durch Wohnbebauung im Norden
sowie Osten und gewerbliche und Mischnutzung im Westen und Suden.

Das ehemalige Bahnwarterhaus befindet sich stiidostlich des Ortskerns gelegen an der
Althaldensleber Strafl3e in unmittelbarer Nahe zum Gleis. Die umliegende Bebauung ist gepragt
durch eine Vielzahl an Gewerbe- und Industriebetrieben und fragmentierter Wohnbebauung.

Im Einwirkungsbereich des Vorhabens finden sich Lebensrdume von europaischen Vogelarten
und Arten des Anhangs IV RL 92/43/EWG.

3 Art und Merkmale der méglichen Auswirkungen

Die mdglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzguter werden anhand der
Kriterien unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3
Anlage 3 UVPG Rechnung getragen. Besonders berticksichtigt wird gemafld 8 7 Abs. 5 Satz 1
UVPG, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des

Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabentréagers offensichtlich ausgeschlossen werden.
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Folgende wesentliche Grinde gemal § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG sind fiur das Nichtbestehen
der UVP-Pflicht anzufihren:

Betroffen sind die Schutzgiter Mensch, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Flache, Boden
und Wasser.

Je nach Bauphase kann es zu Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte der AVV Baularm an
den betroffenen Immissionsorten im Tagzeitraum kommen. Die Uberschreitungen sind zeitlich auf
die Bauphase begrenzt. Als Vermeidungs-/Minderungsmafnahmen werden u.a. die betroffenen
Anwohner friihzeitig Uber Beginn und Dauer der Arbeiten informiert und gerauscharme
Baumaschinen und — verfahren verwendet und in bestimmten Fallen Ersatzwohnraum angeboten.
Es finden keine Nachtarbeiten statt. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass unter
Beachtung der Vermeidungs-/Minderungsmafinahmen keine erheblich nachteiligen Auswirkungen
auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit, zu erwarten sind.

Das Vorhaben fuhrt zu temporéren Eingriffen in das Arten- und Biotoppotential. Betroffen sind
Biotoptypen mit geringen bis mittleren Wertstufen. Die baubedingten Wirkungen begriinden sich
durch Flacheninanspruchnahmen sowie den damit verbundenen Vegetationsverlust. Im Zuge der
Baufeldfreimachung erfolgt die Beseitigung von Gehdlz- und Ruderalstrukturen. Darliber hinaus
gehen mit dem Baubetrieb Larm, Licht und Schadstoffemissionen einher. Nach Abschluss der
Bauarbeiten erfolgt eine umfassende Wiederherstellung der nur voriibergehend baubedingt in
Anspruch genommenen krautigen Vegetation. Die Wiederherstellung der kurzfristig
wiederherstellbaren Biotope auf nicht dauerhaft genutzten Flachen nach Bauende gewébhrleistet,
dass keine erheblich nachteiligen Auswirkungen verbleiben. Da es sich um ein Riickbauvorhaben
handelt, kbnnen dauerhafte Flacheninanspruchnahmen ausgeschlossen werden. Durch den
Rickbau des Wasserturmes und Warterhauses entsteht eine entsiegelte Flache von 100 m2. Die
neu entstandenen Areale werden der naturlichen Sukzession Uberlassen. Die MaRnahmen
gewabhrleisten, dass keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Biotope
verbleiben.

Durch Einrichtung der Baustelleneinrichtungsflachen wird die Flache bauzeitlich in Anspruch
genommen und der Boden wird verdichtet, was zu einer Beeintrachtigung der Bodenfunktionen,
insb. der Regler- und Speicherfunktionen, fihren kann. Erhebliche Beeintrachtigungen durch
Bodenverdichtung kénnen jedoch ausgeschlossen werden, da die Bodennutzung nur temporar
stattfindet. Neuversiegelungen finden nicht statt. Der baubedingte Eintrag von Luftschadstoffen in
den Boden ist aufgrund des temporaren Charakters als nicht erhebliche Beeintrachtigung zu
werten und somit zu vernachlassigen.

Die durch die Baumalinahme zeitweilig bedingte Verschlechterung der Versickerungs- und
Grundwasserneubildungsrate wirkt sich auf die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushaltes zeitlich und raumlich begrenzt aus. Nach Beendigung der Baumafinahme sind

die zeitweilig beeintrachtigten Bodenfunktionen und auch die Funktionsbeeintrachtigung im
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Grundwasserhaushalt durch die Umsetzung von Tiefenlockerungs- und
Rekultivierungsmafinahmen wiederherstellbar. Somit ist davon auszugehen, dass nach Abschluss
der Bautatigkeit keine erheblichen Beeintrachtigungen fir das Schutzgut Grundwasser
zurtickbleiben. Oberflachengewésser sind von dem Vorhaben nicht betroffen.

Wahrend der Bauphase kommt es durch den Einsatz zahlreicher Baufahrzeuge und -maschinen
zeitlich begrenzt zu Luftverunreinigungen durch Abgase sowie zu Staubentwicklungen. Relevante
negative Auswirkungen durch die Abgase sind nur temporar zu erwarten und somit nicht erheblich.
Die in Anspruch zu nehmenden Strukturen sind sehr kleinraumig und werden von gleichen
Strukturen mit einer klimatischen und lufthygienischen Ausgleichsfunktion umgeben, welche
erhalten werden. Aufgrund dessen sowie aufgrund der kurzfristigen Wiederherstellung dieser
Strukturen sind die Starke, Dauer und Reichweite der vorhabenbezogenen Wirkungen gering
einzuschatzen. Somit kommt es nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen auf das Schutzgut Klima
und Luft.

Es verbleiben keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgtter Pflanzen,
biologische Vielfalt, Boden, Wasser und Flache.

Durch die baulich in Anspruch zu nehmenden Flachen gehen kurzzeitig Biotopflachen verloren, die
Lebensraume fur verschiedene Tierarten darstellen. Betroffen sind Brutvogel und Zauneidechsen.
Erhebliche Beeintrachtigungen der Arten kdnnen durch artenschutzrechtliche
VermeidungsmalRnahmen ausgeschlossen werden. Verbotsverletzungen nach 8§ 44 BNatSchG
finden nicht statt. Durch das geplante Vorhaben ist bezuglich der Schutzgutes Tiere mit keinen

erheblich nachteiligen Auswirkungen zu rechnen.

4 Ergebnis
Aus den Antragsunterlagen der Vorhabentragerin

e Erlauterungsbericht,

Landschaftspflegerischer Begleitplan,

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag,

Schalltechnische Untersuchung und

EBA-Umwelterklarung

ergibt sich nach Uberschlagiger Prifung, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach

Maf3gabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu berticksichtigen waren.

Diese Feststellung ist gemanR § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstandig anfechtbar. Sie wird
gemal § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Offentlichkeit bekannt gegeben durch Veréffentlichung auf der
Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes

(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemaf § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV.
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Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen kénnen von Dritten beim Eisenbahn-
Bundesamt, Aul3enstelle Halle, Ernst-Kamieth-Str. 5, 06112 Halle (Saale) nach vorheriger
Terminvereinbarung eingesehen werden.

Im Auftrag

Elektronisch erstellt und

ohne Unterschrift gultig

Seite 6 von 6



	Verfahrensleitende Verfügung
	Begründung

